
Sélection d'article sur la
politique suisse

Requête 17.04.2024

Thème Partis
Mot-clés Intégration
Acteurs Sans restriction
Type de
processus Sans restriction
Date 01.01.1989 - 01.01.2019

01.01.89 - 01.01.19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Imprimer

Éditeur

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Contributions de

Bühlmann, Marc
Müller, Eva
Rinderknecht, Matthias
Schoenholtz, Stephan

Citations préféré

Bühlmann, Marc; Müller, Eva; Rinderknecht, Matthias; Schoenholtz, Stephan 2024.
Sélection d'article sur la politique suisse: Partis, Intégration, 1992 - 2013. Bern: Année
Politique Suisse, Institut de science politique, Université de Berne.
www.anneepolitique.swiss, téléchargé le 17.04.2024.

01.01.89 - 01.01.19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE

http://www.anneepolitique.swiss


Sommaire

1Partis, associations et groupes d'intérêt
1Partis

1Grands partis

2Partis de gauche et partis écologiques

2Partis conservateur et de droite

01.01.89 - 01.01.19 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Abréviations

EU Europäische Union
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
EG Europäische Gemeinschaft

UE Union européenne
EEE l'Espace économique européen
CE Communauté européenne

01.01.89 - 01.01.19 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Grands partis

Die unterschiedlichen Meinungen in der Partei in bezug auf die Integrationspolitik kam
noch deutlicher als im Vorjahr zum Vorschein. Während die Zürcher Sektion schon zu
Beginn des Jahres an ihrer traditionellen Albisgüetlitagung zum Widerstand gegen EWR-
und EG-Beitritt aufrief und ihre Nein-Parole zum EWR noch vor dem Parolenbeschluss
der nationalen Partei fasste, wurde die Kritik am Zürcher Parteipräsidenten Blocher
seitens der SVP-Vertreter aus der Romandie und dem Kanton Bern immer lauter. Dabei
visierte diese parteiinterne Kritik nicht nur die Haltung Blochers zum EWR an, sondern
auch seine als populistisch und nicht konstruktiv taxierte Kampagne. Da Blocher von
den Medien zum massgeblichen Repräsentanten der SVP hochstilisiert werde, gefährde
er damit auch die Position der SVP als Regierungspartei. 
Die interne Polarisierung bezüglich eines EWR-Beitritts ging bei keiner anderen Partei
so weit wie bei der SVP. Am Parteitag in Bern, an welchem Bundesrat Ogi den EWR
gegen Nationalrat Blocher verteidigte, entschieden sich die Delegierten mit 289 zu 119
Stimmen gegen den EWR, nachdem schon der Parteivorstand das Vertragswerk mit 28
zu 19 Stimmen abgelehnt hatte. Damit war die SVP die einzige Regierungspartei, welche
den EWR bekämpfte; die Berner und Waadtländer Sektionen fassten trotzdem die Ja-
Parole, während die jurassische SVP Stimmfreigabe beschloss. 
Nach der Ablehnung des EWR-Vertrags durch Volk und Stände beabsichtigte Blocher,
an einer Pressekonferenz stellvertretend für die SVP Zukunftsvorstellungen für den
Alleingang zu präsentieren, musste dies jedoch zusammen mit der Parteileitung tun, da
letztere ihm das Feld nicht allein überlassen wollte. Die Vorschläge wurden allerdings
sowohl von den andern Regierungsparteien als auch von internen Opponenten als
Gemeinplätze kritisiert, durch welche sich die SVP aus der Verantwortung zu stehlen
versuche. 1

CHRONIQUE DES PARTIS
DATE: 01.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Von allen Regierungsparteien leidet die CVP seit einigen Jahren am meisten an
Wählerschwund und, unter anderem durch den gesellschaftlichen Wertewandel
bedingt, an allgemeinem Attraktivitätsverlust in der Bevölkerung. Um in der politischen
Mitte ihre Integrations- und Klammerfunktion wieder verstärkt auszuüben, versuchte
sie nach der Ablehnung des EWR-Vertrages mit einem durch ihre Studienkommission
für Wirtschaftspolitik ausgearbeiteten Massnahmenkatalog das bundesrätliche
Revitalisierungsprogramm zu unterstützen und dadurch eine Vorreiterrolle innerhalb
der bürgerlichen Regierungsparteien zu übernehmen. Einzelne Exponenten erwogen
allerdings auch die Möglichkeit, die Partei wieder in die beiden konservativen und
christlichsozialen Flügel als eigenständige Parteiorganisationen wie vor 1971
aufzuspalten. Konkrete Massnahmen zur Behebung des Malaise waren die Verbesserung
der Kommunikation sowohl innerhalb der Partei als auch zwischen Parteiapparat und
Wählerschaft sowie die Neuorganisation des Generalsekretariats. 2

CHRONIQUE DES PARTIS
DATE: 16.08.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Delegiertenversammlung vom August in Murten (FR) stand im Zeichen eines
Positionspapiers, in dem die FDP Massnahmen für eine bessere Integration von
Ausländern vorschlägt. Das Integrationspapier versteht sich als Bestandteil des
Schwerpunkts „offene Schweiz“ des freisinnigen Strategiepapiers. Es zielt jedoch nicht
allein auf Ausländer, sondern versteht „Integration“ gesamtgesellschaftlich und bezieht
auch junge Menschen darin ein. Als grundlegende integrative Kraft bezeichnet die FDP
die Bildung. Deswegen zählen möglichst früh einsetzende und breit angelegte
Bildungsmassnahmen, vor allem sprachliche Förderung, zu den wesentlichen Aspekten
des Papiers. Die Forderung nach einer aktiveren Beteiligung des Bundes an der
Verbesserung der Bildungs- und Beschäftigungschancen von Ausländern fand
Unterstützung. Nur knapp konnten sich die Delegierten auf die Forderung nach einem
Rahmengesetz für Integration einigen. Ein Einwand lautete, die notwendigen
Regelungen würden bereits mit der Revision des Ausländergesetzes geschaffen. Nach
einer hitzigen Diskussion, in der sich vor allem Politiker aus der Zentral- und der
Westschweiz gegenüberstanden, empfahlen die Delegierten die Einführung des
kommunalen Stimm- und Wahlrechts für Ausländer, wie es in fast allen welschen
Kantonen bereits praktiziert wird. Einige kantonale Parteipräsidenten kritisierten in der
Folge, dass sie bei der inhaltlichen Ausarbeitung des Konzepts übergangen worden
seien. Auch der auf Ausländerpolitik spezialisierte Nationalrat Philipp Müller (AG)

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 22.08.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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bemängelte die fehlende Zusammenarbeit innerhalb der Partei und die zu starke
Lenkung der Arbeit durch die Parteispitze. 3

Die Luzerner Kantonalsektion der CVP gründete im Februar die Vereinigung Christlich-
Demokratischer Kosovaren (CDK). Ziel sei die Unterstützung der politischen Integration
der zweiten Ausländergeneration. Zuvor war das Vorhaben bei einer parteiinternen
Umfrage mehrheitlich begrüsst worden. Trotzdem wurden nach der Vereinsgründung
parteiintern auch kritische Stimmen laut. Der Luzerner CVP-Präsident Martin Schwegler
beschwichtigte, dass die Gründung der Vereinigung keinen Wandel in der
Ausländerpolitik bedeute, die nach wie vor relativ strikt sei und auf die Sprache als
wichtigsten Integrationsfaktor abstelle. Die Vereinigung hatte in der Folge regen Zulauf
und ihre Exponenten kündigten an, in Zukunft auf Gemeindeebene politische
Verantwortung übernehmen zu wollen. 4

CHRONIQUE DES PARTIS
DATE: 22.10.2011
MARC BÜHLMANN

„Integration ist kein Selbstbedienungsladen“ hiess das Positionspapier, das die SVP
Anfang August präsentierte und mit dem sich die Partei gegen die Vorschläge des
Bundesrates zum neuen Ausländergesetz wandte. Dort wurde eine Erhöhung der
Ausgaben für Integrationsmassnahmen vorgeschlagen, die allerdings nur dann an die
Kantone ausbezahlt würden, wenn auch diese ihr Budget erhöhen. Integration sei aber
keine Staatsaufgabe, so die SVP, sondern beginne mit dem Herzen und sei deshalb eine
Angelegenheit der Ausländer selber. Wer sich nicht integrieren wolle, müsse das Land
verlassen. 5

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 09.08.2013
MARC BÜHLMANN

Partis de gauche et partis écologiques

Später als andere Parteien präsentierte die Grüne Partei ein Positionspapier zur
«inneren Sicherheit». Statt mehr Repression forderte sie sozial-, drogen-, frauen- und
ausländerpolitische sowie städtebauliche Massnahmen. Schwerpunkte bilden eine
breite staatliche Drogenabgabe, ein besseres kulturelles und bildungspolitisches
Angebot in den Agglomerationen, eine verbesserte Integration von Randgruppen sowie
ein garantiertes Existenzminimum. Ausserdem forderte die Partei den Einbezug der
Verkehrspolitik in die Debatte zur inneren Sicherheit. 6

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 15.02.1994
EVA MÜLLER

Die Grünen verabschiedeten ein von der Luzerner Nationalrätin Cécile Bühlmann
ausgearbeitetes Positionspapier zur Ausländerpolitik, in dem sie die
Personenfreizügigkeit innerhalb der EU und den Verzicht auf das «rassistische»
Dreikreisemodell forderten. Als Ersatz schlugen sie ein Einwanderungsgesetz vor, das
den Zugang für Fremde in die Schweiz regelt und erleichtert. Bis zur Verabschiedung
des Gesetzes solle eine paritätische Kommission entscheiden, wieviele Personen aus
Nicht-EU-Staaten aufgenommen werden sollen. Weiter forderte die Partei ein
erleichtertes Einbürgerungsverfahren, das einen Rechtsanspruch auf Einbürgerung
beeinhaltet, die Abschaffung der Zwangsmassnahmen, einen zivilstandsunabhängigen
Aufenthaltsstatus für Frauen und eine Integrationspolitik, die den Eingewanderten
gleichberechtigten Zugang zu allen gesellschaftlichen Bereichen sichert. 7

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 02.09.1996
EVA MÜLLER

Partis conservateur et de droite

Die Schweizer Demokraten setzten im Berichtsjahr ihren Kampf gegen den Beitritt zum
EWR energisch fort und übten heftige Kritik am bundsrätlichen Gesuch um die
Aufnahme von EG-Beitrittsverhandlungen. Die SD, unterstützt von ihrem
Fraktionspartner «Lega dei Ticinesi», lancierten eine Volksinitiative «EG-
Beitrittsverhandlungen vors Volk», um den Bundesrat in seiner Integrationspolitik zu
bremsen. Neben der Einschränkung direktdemokratischer Instrumente machten die SD
vor allem die Gefahr einer Einwanderungsflut und Wohnungsnot als Argumente gegen
den EWR-Beitritt geltend. Die Nein-Parole zur EWR-Abstimmung wurde von den
Delegierten einstimmig beschlossen. 8

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 07.07.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

01.01.89 - 01.01.19 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



In ihrer Wahlplattform bekräftigte die EVP das «E» in ihrem Namen als Leitmotiv.
Dezidiert sprach sie sich in der Familienpolitik gegen die Fristenlösung, für eine
Mutterschaftsversicherung und eine Harmonisierung der Kinderzulagen aus. Weiter
schlug sie ein Bundesamt für Familienfragen und die Einführung eines
Familienstimmrechts nach dem Motto «Ein Mensch - eine Stimme» vor, wobei das
Stimmrecht der Kinder von den Eltern treuhänderisch wahrgenommen würde. Zur
Integrationsfrage gab sich die Partei zurückhaltend; vor einer neuen Beurteilung der
Beitrittsfrage will sie die bilateralen Verhandlungen mit der EU zu Ende führen. Stark
machen will sich die EVP für die Reform der Bundesverfassung, die von ethischer und
geistiger Tragweite sei. 9

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 15.05.1995
EVA MÜLLER

1) Presse vom 27.1.92, 26.10.92 und 12.12.92; Blick vom 29.1.92; L'Hebdo, 6.2.92; Lib. vom 30.1.92; Ww vom 17.9.92 und
9.10.92; 24 Heures vom 17.10.92; Bund vom 16.11.92; Dém. vom 3.12.92; TA vom 1.2.92, 31.8.92, 8.12.92 und 10.12.98; BZ vom
8.2.92 und 2.9.92; NQ vom 7.2.92 und 15.12.92
2) Bund und SGT vom 29.1.93; Bund vom 3.4.93; 24 Heures vom 13.4.93; TA vom 29.5.93; NQ vom 1 1.8.93; LNN und LZ 31.1.93;
NQ vom 16.4.93; BaZ vom 17.4.93; Presse vom 16.8.93
3) Presse vom 21.8.06; AZ und TG, 22.8.06.
4) LT und NLZ, 18.2.11; SZ und NLZ, 19.2.11; NZZ, 21.2.11; NLZ, 22.10.11.
5) BaZ, 9.8.13.
6) Bund und NZZ, 15.2.94; GPS-Broschüre, Stichwort Innere Sicherheit. Bern 1994
7) NLZ, 2.9.96
8) BBl, 1992, III S.1402 f. ; Bund vom 22.6.92; BZ und TA vom 18.7.92; NZZ vom 19.10.92; Schweizer Demokrat (1992) Nr. 7
9) NZZ und TA, 15.5.95
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